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N
un hat am Freitag, den 11. Mai,
letztlich auch der Bundesrat
das Altersvermögensgesetz gebil-
ligt, das den Aufbau einer ergän-
zenden Privatvorsorge mit staatli-
cher Förderung ab dem Jahre 2002
vorsieht. Das Gesamtpaket der
Rentenreform kann nun in Kraft tre-
ten. Zuvor wurde monatelang darü-
ber diskutiert, ob und – wenn ja –
wie Immobilien in die staatliche
Förderung der privaten Altersvor-
sorge einbezogen werden sollten
oder könnten und ob Witwen, ins-
besondere Witwen mit Kindern und
unter ihnen wiederum Witwen mit
einem geringen abgeleiteten Ren-
tenanspruch, doch noch besserge-
stellt werden müssten. Im Zuge
dieser Diskussion ist die Frage
nach dem eigentlichen Ausgangs-
punkt der Reform – und damit ihrer
Notwendigkeit – fast untergegan-
gen.
Erst vor wenigen Wochen hat
das Bundesverfassungsgericht ein
Aufsehen erregendes Urteil zur
Pflegeversicherung gesprochen,
weil es offensichtlich stark von den
Bevölkerungsprognosen der gela-
denen und auch tatsächlich gehör-
ten Experten beeindruckt worden
war, wonach die Deutschen vom
Aussterben bedroht seien. Dabei
handelt es sich um die Abstam-
mungs-Deutschen, nicht zwingend
um die „Verfassungs-Deutschen“ –
falls eine derartige Unterscheidung
im Zuge der europäischen Integra-
tion und der zunehmenden Interna-
tionalisierung überhaupt sinnvoll
erscheint. 
Spätestens dann hätte man eine
Diskussion auch im politischen
Raum und nicht nur in wissen-
schaftlichen Zirkeln erhofft, ob der
sehr stark Piece-meal-orientierte
Ansatz der jetzigen Rentenreform
angemessen sei oder ob nicht doch
ein größerer Schritt im Sinne eines
stärkeren Systemwechsels not-
wendig gewesen wäre. Dieser hätte
eine kräftigere Rückführung der
künftigen Ansprüche aus der ge-
setzlichen Rente bis hin zum Ziel
beinhaltet, über die gesetzliche
Rentenversicherung im Umlage-
verfahren nur eine Art Grundrente in
Höhe eines „Sozialhilfeanspruchs
plus x“ zu gewährleisten und es der
privaten Vorsorge, sei es durch pri-
vates Sparen oder durch betriebli-
che Regelungen, zu überlassen, in
welcher Höhe und wie die Bürger
sich für ihr Alter absichern wollen.
Nun gehen zwar die prognosti-
zierten Ansprüche aus der gesetzli-
chen Rente zurück, aber die Ren-
tenbeitragssätze werden trotzdem
steigen, wenn auch erst ab dem
Jahre 2020. Dies ist denn auch das
Jahr, ab dem die oben skizzierten
Bevölkerungsprobleme zunehmend
massiver auftreten werden. Ob es
wirklich ein Trost ist, dass die jetzi-
ge Reform – wie Bundesminister
Riester in einem Interview meinte –
jeder künftigen Regierung genü-
gend „Stellschrauben“ zur Verfü-
gung stelle, um den möglichen Ent-
wicklungen begegnen zu können,
sei dahingestellt. Es gibt auch
Gründe, sich davor zu fürchten.
Zugegebenermaßen gibt es zur
„Stabilisierung“ der Rentenbei-
tragssätze Einschnitte bei den Ren-
tenansprüchen. Das Rentenniveau
soll laut Berechnungen des Bun-
desarbeitsministeriums von ge-
genwärtig 69,1% bis zum Jahre
2030 auf 68% des durchschnittli-
chen Nettoeinkommens sinken.
Dies würde bedeuten, dass der
Standardrentner im Jahr 2030 eine
Rente von 4703,85 DM statt eine
von 4779,08 DM erhalten wird. Ge-
messen an der alten Definition des
Nettoeinkommens wären es nur ca.
4426 DM und damit 64%. Unter der
Annahme, dem Bürger ist dieser
Unterschied von maximal 6 Pro-
zentpunkten in 30 Jahren bewusst
– wäre dies ein Anreiz für ihn, ab
dem nächsten Jahr sukzessive bis
zu 4% seines Einkommens zu spa-
ren, um dann – laut BMA-Ausweis –
im Jahre 2030 ein Gesamtversor-
gungsniveau von 76% (also rund
5255 DM) zu erreichen? Wohl nicht.
Es verwundert einen bei diesem
Ziel von 76% nicht, dass die Politik
glaubt, privates Sparen für die Al-
tersvorsorge fördern zu müssen,
wobei sich der Betrag von 2002 an
steigert und ab 2008 insgesamt
fast 20 Mrd. DM erreicht.
Ein rationaler, d.h. aus dem Sys-
tem ableitbarer Grund für eine der-
art massive Förderung ist kaum er-
sichtlich. Es wird jetzt nicht nur wie
bisher die Erhaltung des Lebens-
standards als Ziel staatlicher Inter-
ventionen vorgegeben, sondern
sogar dessen „Erhöhung“. Wenn
die „Einschnitte“ in das Rentenni-
veau im oben erwähnten Sinne
wirklich merklich gewesen wären,
könnte man sicher politisch darü-
ber diskutieren, ob den Bürgern
Sparhilfen gegeben werden sollten,
die ansonsten aller Voraussicht
nach das Ziel „Sozialhilfe plus x“
nicht erreichen könnten. Dass sich
nun, da alle Bürger gefördert wer-
den, die Versicherungswirtschaft
und das Bankenwesen freuen, ist
verständlich.
Nicht nur in diesem Punkt kommt
der patriarchalische Zug politischer
Fürsorge dieser Reform zum Aus-
druck. Wer staatliche Förderung in
Anspruch nimmt, darf nicht nach
seinen eigenen Vorstellungen für
sein Alter vorsorgen. Er oder sie
darf nur von der Zertifizierungs-
behörde gebilligte Produkte kau-
fen, die mindestens zehn vorgege-
bene Kriterien erfüllen. Dass hier-
unter die Rendite der entsprechen-
den Anlagen leiden wird, bedarf
keiner weiteren Erwähnung. 
Einen positiven Effekt hätte die-
se Regulierung – wenn nämlich
die entsprechenden Zertifizierungs-
und Zuteilungsbehörden das nun
zusätzlich benötigte Personal unter
den jetzigen Arbeitslosen requirie-
ren würden. Damit käme man dann
dem Beschäftigungsziel des Bun-
deskanzlers einen größeren Schritt
näher.
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